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zu § 63 HBauO – Vorbescheid 
 
 

 
Stand: 16.05.2019 

Absatz 1 

Können in einem Vorbescheidsantrag „alle“ Fragen gestellt werden – unabhängig da-
von, welches Genehmigungsverfahren später gewählt wird? 

Der Vorbescheid ist ein vorweg genommener Teil der Baugenehmigung. Er kann insofern 
nur die Fragen verbindlich klären, die zum Prüfumfang des Baugenehmigungsverfahrens 
gehören. Es ist zu unterscheiden zwischen einem Vorbescheid im Zusammenhang mit 
einem vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 61 HBauO und einem Vorbescheid 
im Zusammenhang mit einem Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswirkung 
nach§ 62 HBauO. 

Der Antragsteller hat das beabsichtigte Genehmigungsverfahren anzugeben. Tatsächlich 
kann der Antragsteller auch später noch - nach erteiltem Vorbescheid – von seinem Wahl-
recht hinsichtlich des durchzuführenden Genehmigungsverfahrens Gebrauch machen. 

  
Fall 1: 

Es wird ein Antrag auf Vorbescheid für ein nachfolgendes vereinfachtes Genehmigungs-
verfahren nach § 61 HBauO gestellt. Fragen außerhalb des Prüfumfangs des vereinfach-
ten Genehmigungsverfahrens (z.B. Denkmalschutz) können von der Bauaufsichtsbe-
hörde nicht verbindlich beantwortet werden. Antragsteller, die diese Fragen vor dem Ge-
nehmigungsverfahren klären möchten, können eine amtliche Auskunft bei der fachlich zu-
ständigen Stelle einholen. Diese Auskünfte haben nicht die Qualität eines Vorbescheids 
und ersetzen nicht die erforderliche Genehmigung. 

Fall 2 

Es wird ein Antrag auf Vorbescheid für ein nachfolgendes Baugenehmigungsverfahren 
mit Konzentrationswirkung nach § 62 HBauO gestellt. Alle Fragen, die innerhalb des Prü-
fumfangs eines Genehmigungsverfahrens nach § 62 HBauO liegen, werden verbindlich 
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beantwortet. Die Stellungnahmen der von der Bauaufsichtsbehörde beteiligten Bauneben-
rechtsdienststellen werden in den Vorbescheid aufgenommen und binden diese für die 
Dauer der Gültigkeit des Vorbescheids. 

Fall 3 

Der Antragsteller beantragt einen Vorbescheid für ein nachfolgendes Baugenehmigungs-
verfahren nach § 62 HBauO und wählt später das vereinfachte Genehmigungsverfahren 
nach § 61 HBauO. Die Aussagen der Baunebenrechtsdienststellen, die jetzt außerhalb 
des Prüfumfangs liegen, verlieren ihre Bindungswirkung. 

Der Antragsteller muss sich gesondert um die Genehmigungen aus dem Bereich des Bau-
nebenrechts kümmern. 

Stand 16.05.2019 

Absatz 2 

Darf in einem Vorbescheidsverfahren ein Befreiungsantrag nachgefordert werden, 
wenn die Frage nach der zulässigen Art der Nutzung gestellt wird, z.B. Gewerbe im all-
gemeinen Wohngebiet, ohne dass ein Befreiungsantrag vorgelegt wird? 

Ja. Da eine abschließende Aussage zur Zulässigkeit des Vorhabens erst getroffen werden 
kann, wenn auch über die Abweichungen entschieden worden ist, ist hier ein Befreiungs-
antrag als Bauvorlage nachzufordern; ansonsten ist der Vorbescheidsantrag unvollstän-
dig. Die fehlenden Bauvorlagen werden auf Grundlage von § 70 Abs.3 HBauO i.V. m. § 9 
Abs.1 BauVorlVO nachgefordert. Werden sie nicht innerhalb der gesetzten Frist nachge-
reicht, gilt der Antrag als zurückgenommen. Das gilt auch für den fehlenden Befreiungs-
antrag. 

Stand 31.01.2013 
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